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Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des vom
Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses sowie der
Lageberichte für die 3U HOLDING AG und den Konzern für
das Geschäftsjahr 2008 mit dem Bericht des Aufsichtsrats
sowie des erläuternden Berichts des Vorstands zu den
Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB

Die vorstehenden Unterlagen liegen in den Geschäftsräumen der
3U HOLDING AG, Neue Kasseler Straße 62F, 35039 Marburg, zur
Einsicht der Aktionäre aus und stehen unter der Internetadresse
www.3u.net zur Verfügung. Abschriften dieser Unterlagen werden
den Aktionären auf Anfrage kostenlos zugesandt.

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des
Vorstands für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2008 Entlastung zu erteilen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2008 Entlastung zu erteilen.
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4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2009

Der Aufsichtsrat schlägt vor, BDO Deutsche Warentreuhand AG,
Essen, für das Geschäftsjahr 2009 zum Abschlussprüfer der
3U HOLDING AG und des Konzerns sowie zum Prüfer für den Halb-
jahresfinanzbericht, sofern dieser einer prüferischen Durchsicht
unterzogen wird, zu bestellen.

5. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb
 eigener Aktien

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fas-
sen: 

a) Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bis zum
27. Februar 2011 ermächtigt, Aktien der Gesellschaft zu den
gesetzlich zulässigen Zwecken zu erwerben, insbesondere um
sie
• Dritten im Rahmen des Zusammenschlusses mit oder des

Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen daran anbieten
zu können, 

• strategisch wichtigen Geschäftspartnern als Gegenleistung für
vertraglich erbrachte Leistungen aller Art anzubieten, 

• zur Erfüllung der Aktienbezugsrechte zu verwenden, die im
Rahmen des in der Hauptversammlung am 15. Mai 2003 zu
Punkt 7 der Tagesordnung beschlossenen Aktienoptionsplans
an Führungskräfte und Mitarbeiter des 3U Konzerns gewährt
wurden bzw. werden, 

• als Belegschaftsaktien Mitarbeitern der Gesellschaft und der
mit der Gesellschaft i. S. d. § 15 AktG verbundenen Unterneh-
men zum Erwerb anzubieten, oder

• einzuziehen. 
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b) Die Ermächtigung ist auf den Erwerb von 4.684.224 Aktien mit
einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 4.684.224,00
beschränkt. Das sind 10 % des Grundkapitals von
EUR 46.842.240,00. Die Ermächtigung kann ganz oder in
 Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder durch Dritte für
Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen aus-
geübt werden. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht
zum Zwecke des Handelns in eigenen Aktien genutzt werden.

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder
mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten
öffentlichen Kaufangebotes. 

d) Erfolgt der Erwerb über die Börse darf der von der Gesellschaft
gezahlte Gegenwert (ohne Erwerbsnebenkosten) den Schluss-
kurs der Aktien im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse am
 Handelstag vor dem Rückerwerb nicht um mehr als 10 % über-
bzw. 25 % unterschreiten.

e) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle
Aktionäre, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte
der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) den Schlusskurs der Aktie im XETRA-Handel (oder einem
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse am Handelstag vor dem Tag der Veröffentlichung des
Angebots um nicht mehr als 10 % überschreiten und nicht mehr
als 25 % unterschreiten. Das Volumen des Angebots kann
begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots
das Volumen überschreitet, muss die Annahme im Verhältnis der
jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Eine bevorrechtigte
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter
Aktien je Aktionär kann vorgesehen werden. Die Vorschriften des
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Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind zu beachten,
sofern diese Anwendung finden.

f) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf-
grund der vorstehenden Ermächtigung erworben wurden, 
• Dritten im Rahmen des Zusammenschlusses mit oder des

Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen anzubieten, 
• strategisch wichtigen Geschäftspartnern als Gegenleistung für

vertraglich erbrachte Leistungen aller Art anzubieten, 
• zur Erfüllung der Aktienbezugsrechte zu verwenden, die im

Rahmen des in der Hauptversammlung am 15. Mai 2003 zu
Punkt 7 der Tagesordnung beschlossenen Aktienoptionsplans
an Führungskräfte und Mitarbeiter des 3U Konzerns gewährt
wurden bzw. werden. Soweit eigene Aktien an Mitglieder des
Vorstands der Gesellschaft übertragen werden sollen, obliegt
die Entscheidung hierüber dem Aufsichtsrat der Gesellschaft, 

• an Mitarbeiter der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft
i. S. d. § 15 AktG verbundenen Unternehmen auszugeben,

• mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu veräußern. Die Veräuße-
rung kann dabei auch in anderer Weise als über die Börse oder
durch ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre vorge-
nommen werden, sofern die erworbenen eigenen Aktien zu
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien
der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Ver-
äußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher
Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt dabei der
Mittelwert der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im
XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem)
an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten zehn
Börsenhandelstage vor der Veräußerung der Aktien, 

• einzuziehen, ohne dass es eines weiteren Hauptversamm-
lungsbeschlusses bedarf.
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g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesell-
schaft wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß
den vorstehenden Ermächtigungen verwandt werden.

6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb
 eigener Aktien auch im Wege des außerbörslichen  Rück -
erwerbs

Unter Tagesordnungspunkt 5 schlägt die Verwaltung eine Ermächti-
gung zum Erwerb eigener Aktien vor. Dort sind als Erwerbsarten der
Erwerb über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesell-
schaft gerichteten öffentlichen Kaufangebotes genannt. In Ergän-
zung dieser Erwerbsarten soll auch ein außerbörslicher Erwerb im
Rahmen von Unternehmensakquisitionen und ein außerbörslicher
Paketerwerb ermöglicht werden. Vorstand und Aufsichtsrat schla-
gen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Im Rahmen der unter Tagesordnungspunkt 5 der Hauptver-
sammlung zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung
zum Erwerb eigener Aktien kann dieser Erwerb auch außerhalb
der Börse erfolgen, wenn
• der Erwerb im Rahmen des Erwerbs von oder des Zusammen-

schlusses mit Unternehmen oder des Erwerbs von Beteiligun-
gen erfolgt oder

• das zu erwerbende Aktienpaket mindestens 1% des  der -
zeitigen Grundkapitals umfasst und ein solcher Erwerb einem
Zweck dient, der im vorrangigen Interesse der Gesellschaft liegt
und geeignet und erforderlich ist, diesen Zweck zu erreichen.

Eventuell bestehende Andienungsrechte anderer Aktionäre werden
ausgeschlossen.
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b) Der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert der Aktie (ohne
Erwerbsnebenkosten) darf den Schlusskurs der Aktie im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der
Frankfurter Wertpapierbörse am betreffenden Handelstag nicht
überschreiten. Jedoch dürfen die Aktien auch für einen niedri-
geren Gegenwert oder ohne jede Gegenleistung durch die Gesell-
schaft erworben werden.

c) Soweit eigene Aktien gemäß diesem Tagesordnungspunkt 6
außerhalb der Börse erworben werden, sind diese Erwerbe auf
die Begrenzung des Erwerbs auf 10 % des bestehenden Grund-
kapitals (Tagesordnungspunkt 5) anzurechnen. Im Übrigen gelten
alle anderen Vorgaben der Ermächtigung wie unter Tagesord-
nungspunkt 5 der Hauptversammlung vorgeschlagen.

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des bisherigen
genehmigten Kapitals und Schaffung eines neuen geneh-
migten Kapitals und entsprechende Satzungsänderungen

Die Satzung enthält in § 3 Abs. 4 ein genehmigtes Kapital, das den
Vorstand ermächtigte, das Grundkapital in Höhe von bis zu
EUR 23.421.120,00 durch Ausgabe von neuen Stückaktien gegen
Bareinlage und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von dieser Ermächti-
gung ist bislang kein Gebrauch gemacht worden. Sie ist am 12. Mai
2009 ausgelaufen. Um der Gesellschaft kursschonende Reaktions-
möglichkeiten auf Marktgegebenheiten zu gewähren, soll der Vor-
stand erneut ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft
durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stück -
aktien zu erhöhen.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu
 fassen:

a) Ermächtigung

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2014 ein-
malig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 23.421.120,00
gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von neuen, auf
den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen. Die neuen Aktien
sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im Wege des
mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 S.1 Aktiengesetz) anzu-
bieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen
auszuschließen:
• für Spitzenbeträge,
• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der

auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen
wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals
10 % des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhan-
denen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten
Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vor-
stand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs.1 und 2, 186,
Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unterschreitet; bei der Berechnung
der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzu-
setzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die
seit dem 28. August 2009 unter vereinfachtem Bezugsrechts-
ausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4
Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert worden sind, sowie
der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich Options-
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und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die seit dem 28. August 2009 in sinn-
gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 Aktiengesetz aus-
gegeben worden sind;

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung
von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt die weiteren Einzelheiten der
Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten
Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die  Fassung
der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital oder
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang
der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten  Kapital anzupassen.

b) Satzungsänderung

§ 4 der Satzung wird in Abs. 5 wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung
des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2014 einmalig oder mehr-
malig um bis zu insgesamt EUR 23.421.120,00 gegen Bar-
und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den
 Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen. Die neuen Aktien sind
grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im Wege des
mittelbaren Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 S.1 Aktiengesetz) anzu-
bieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden
 Fällen auszuschließen:
• für Spitzenbeträge,
• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der
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auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlos-
sen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausga-
bebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits bör-
sennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags
durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203
Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der
Berechnung der 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag am
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene
Aktien entfällt, die seit dem 28. August 2009 unter verein-
fachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden
sind, sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich
Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus
Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem 28. August 2009
in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG  aus -
gegeben worden sind;

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung
von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt die weiteren Einzelheiten der
Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten
Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fas-
sung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durch füh-
rung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten
Kapital oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten  Kapital
anzupassen.“
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8. Beschlussfassung über Satzungsänderungen

Das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrichtlinie (ARUG) liegt der-
zeit als Regierungsentwurfs vor und soll im Laufe des Jahres 2009
in Kraft treten. Um eventuelle Unsicherheiten im Zusammenhang mit
der Einberufung der Hauptversammlung im Jahr 2010 zu  vermeiden,
schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor zu beschließen:

§ 11 der Satzung (Teilnahme an der Hauptversammlung) wird wie
folgt neu gefasst:

„(1) Die Einberufung muss, sofern das Gesetz keine abwei-
chende Frist vorsieht, mindestens sechsunddreißig Tage vor
dem Tag der Hauptversammlung im elektronischen Bun-
desanzeiger bekannt gemacht werden. Der Tag der Ver-
sammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzu-
rechnen.

(2) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur  Aus -
übung des Stimmrechts werden nur Aktionäre zugelassen,
die sich bis spätestens am sechsten Tag vor der  Haupt -
versammlung in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder
englischer Sprache angemeldet haben. Der Tag der Ver-
sammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mitzurech-
nen.

(3) Die Aktionäre müssen darüber hinaus ihre Berechtigung zur
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung
des Stimmrechts nachweisen. Dazu ist ein in Textform
(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache durch
das depotführende Institut erstellter Nachweis des Anteils-
besitzes bis spätestens am sechsten Tag vor der Hauptver-
sammlung vorzulegen. Der Nachweis muss sich auf den
gesetzlich bestimmten Stichtag beziehen. Der Tag der Ver-
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sammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mitzurech-
nen.“

Der Vorstand wird angewiesen, vorstehende Beschlüsse über die
Änderung der Satzung in § 11 erst und nur nach Inkrafttreten der
entsprechenden Gesetzesänderung durch das Gesetz zur Umset-
zung der Aktionärsrichtlinie (ARUG) zum Handelsregister anzumel-
den.
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Zu den Punkten 5 und 6 der Tagesordnung

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über den Aus-
schluss des Andienungs- und Bezugsrechts der Aktionäre bei Erwerb
und Veräußerung eigener Aktien im Rahmen der Ermächtigung
gemäß § 71 Abs.1 Nr. 8 i. V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2
AktG

Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt,
eigene Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis
zu 10 % des Grundkapitals zu den nach dieser Vorschrift zulässigen
Zwecken zu erwerben. Die Laufzeit der Ermächtigung ist auf
18 Monate beschränkt. Durch die vorgeschlagene Ermächtigung wird
die Gesellschaft in die Lage versetzt, bis zum 27. Februar 2011
eigene Aktien über die Börse oder aufgrund eines öffentlichen  Kauf -
angebots an alle Aktionäre zu erwerben, bzw. auch im Rahmen eines
Paketerwerbs von einem Einzelaktionär. Die Einhaltung der in § 71
Abs. 1 Nr. 8 S. 3 und 4 AktG geforderten Pflicht zu Gleichbehand-
lung aller Aktionäre ist bei den vorgesehenen Erwerbsmaßnahmen
aufgrund der jeweils einzuhaltenden Bedingungen gewährleistet. Die
vorgesehene Ermächtigung ermöglicht es, im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre bis zu 4.684.224 eigene Aktien (das sind
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft) zu einem Preis zu erwer-
ben, der den Schlusskurs der Aktien der 3U HOLDING AG im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank-
furter Wertpapierbörse am Handelstag vor dem Rückerwerb um nicht
mehr als 10 % über- bzw. 25 % unterschreitet. Bei der Ausnutzung
von Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien ist die Grenze des
§ 71 Abs. 2 AktG zu beachten. Danach dürfen auf die erworbenen
eigenen Aktien zusammen mit anderen eigenen Aktien, die die
Gesellschaft erworben hat und noch besitzt, nicht mehr als 10 % des
Grundkapitals entfallen. Gemäß der gesetzlichen Regelung in § 71
Abs.1 Nr. 8 Satz 5 i. V.m. § 186 Abs. 3 AktG sieht die vorgeschlagene
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Ermächtigung vor, dass die Gesellschaft bei der Veräußerung das
Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen kann.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die
Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches  Kauf -
angebot (Tender-Verfahren) zu erwerben. Bei dieser Variante kann
jeder verkaufswillige Aktionär entscheiden, wie viele Aktien, und bei
Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese anbieten
möchte.

Der vorgeschlagene Erwerb außerhalb der Börse im Rahmen des
Erwerbs von oder des Zusammenschlusses mit Unternehmen oder
des Erwerbs von Beteiligungen soll die Gesellschaft in die Lage ver-
setzen, z. B. im Rahmen eines Unternehmenserwerbs als Sach-
gegenleistung gewährte Aktien im Rahmen einer späteren Kauf-
preisanpassung zurückzuerwerben. Hierdurch kann eine Akquisi-
tionsfinanzierung flexibel gestaltet werden. In diesem Fall wird der
Rückerwerb in aller Regel ohne Gegenleistung der Gesellschaft erfol-
gen. Eventuell bestehende Andienungsrechte anderer Aktionäre sind
auszuschließen.

Der ebenfalls vorgeschlagene Paketerwerb außerhalb der Börse
dient der Erleichterung der Durchführung des Aktienrückkaufs für
den Fall, dass ein Aktionär mindestens 1% (Aktienpaket) des der-
zeitigen Grundkapitals veräußern will. Der Paketerwerb hat in einem
solchen Fall für die Gesellschaft den Vorteil der geringeren  Kurs -
beeinflussung sowie die Chance niedrigerer Erwerbskosten. Die
Gleichbehandlung der Aktionäre ist gewährleistet und das Verbot der
Einlagenrückgewähr gewahrt, da diese Form des Aktienrückerwerbs
nur zu einem Preis erfolgen kann, der den am Handelstag festge-
stellten Schlusskurs im XETRA-Handel nicht überschreitet. Auch in
diesem Fall sind eventuell bestehende Andienungsrechte anderer
Aktionäre auszuschließen.
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Gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung können die von der
Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien vom Vorstand Dritten im
Rahmen des Zusammenschlusses mit Unternehmen sowie im Rah-
men des Erwerbs von Unternehmen bzw. Beteiligungen und strate-
gisch wichtigen Geschäftspartnern als Gegenleistung für vertraglich
erbrachte Leistungen zum Bezug angeboten werden. Die Gesell-
schaft soll in der Lage sein, eigene Aktien der Gesellschaft zur Ver-
fügung zu haben, um diese als Gegenleistung im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder bei Erwerb von Unternehmen
oder Unternehmensbeteiligungen gewähren zu können. Der inter-
nationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlan-
gen diese Art der Gegenleistung. Die vorgeschlagene Ermächtigung
soll der Gesellschaft die erforderliche Flexibilität geben, um sich
 bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Unter-
nehmensbeteiligungen schnell ausnutzen zu können. Konkrete Pläne
für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Die
Gesellschaft soll ferner in der Lage sein, eigene Aktien strategisch
wichtigen Geschäftspartnern der Gesellschaft als Gegenleistung für
vertraglich erbrachte Leistungen aller Art anzubieten. Dazu gehört
auch, den strategisch wichtigen Partnern an Stelle oder in Ergän-
zung einer Gegenleistung in bar Aktien der Gesellschaft anbieten zu
können.

Ebenso wird der Vorstand ermächtigt, den in der Hauptversammlung
am 15. Mai 2003 zu Punkt 7 der Tagesordnung beschlossenen
Aktienoptionsplan auch durch den Erwerb eigener Aktien zu bedie-
nen, anstatt hierzu das beschlossene „Bedingte Kapital I“ zu nutzen. 

Darüber hinaus soll die Gesellschaft in der Lage sein, Belegschafts-
aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft und mit ihr verbundene Unter-
nehmen i. S. d. § 15 AktG auszugeben.

Weiter ist der Vorstand ermächtigt, die von der Gesellschaft erwor-
benen Aktien wieder zu veräußern. Die durch das Gesetz zur Kon-
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trolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) einge-
fügte Vorschrift des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermöglicht es  Aktien -
gesellschaften, eigene Aktien am Markt zurückzukaufen und auch
wieder zu veräußern. Diese Möglichkeit entspricht dem Gedanken
einer Wertsteigerung der Aktien. Die Möglichkeit zum Wiederverkauf
eigener Aktien dient der erneuten vereinfachten Mittelbeschaffung,
falls dies die Zwecke der Gesellschaft erfordern. 

Soweit die Gesellschaft von den vorstehenden Ermächtigungen
Gebrauch macht, ist es notwendig, das Bezugsrecht der Aktionäre
auszuschließen.

Schließlich soll die Gesellschaft eigene Aktien auch ohne erneuten
Beschluss der Hauptversammlung einziehen können. 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts bei
Verwendung des genehmigten Kapitals gem. § 203 Abs. 2 i. V. m.
§ 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz:

Die Satzung enthält in § 3 Abs. 4 ein genehmigtes Kapital, das den
Vorstand ermächtigte, das Grundkapital in Höhe von bis zu
EUR 23.421.120,00 durch Ausgabe von neuen Stückaktien gegen
Bareinlage und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von dieser Ermächti-
gung ist bislang kein Gebrauch gemacht worden. Sie ist am 12. Mai
2009 ausgelaufen. Um der Gesellschaft kursschonende Reaktions-
möglichkeiten auf Marktgegebenheiten zu gewähren, soll der Vor-
stand erneut ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft
durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden  Stück -
aktien zu erhöhen.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung am
28. August 2009 die Aufhebung des bisherigen Genehmigten
 Kapitals und die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals vor. 

Es soll ein neues Genehmigtes Kapital mit einer Höhe von zusammen
EUR 23.421.120,00 geschaffen werden. Die neuen Aktien sind den
Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das  gesetz -
liche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Die Ermächtigung
sollen jeweils auf die längste gesetzlich zulässige Frist (bis 27. August
2014) erteilt werden.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus
dem Genehmigten Kapital soll die Gesellschaft in die Lage versetzen,
kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu
können.

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals ermächtigt
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des
Bezugsrechts für Spitzenbeträge bei dem Genehmigten Kapital ist
erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis dar-
stellen zu können. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hin-
sichtlich des Spitzenbetrages würde insbesondere bei einer Kapital-
erhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der
 Kapitalerhöhung erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entwe-
der durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich
für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und
Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen
Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären
für angemessen.
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Ferner soll der Vorstand im Rahmen des Genehmigten Kapitals
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung
von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen auszuschließen.
Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll dem
Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen
oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung von Aktien
der Gesellschaft zu ermöglichen. Die 3U HOLDING AG muss jeder-
zeit in der Lage sein, an den Märkten im Interesse ihrer Aktionäre
schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die Option,
Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen hieran zum
Aufbau eines Beteiligungsportfolios zu erwerben. Die im Interesse
der Aktionäre und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser
Option besteht im Einzelfall darin, den Erwerb eines Unternehmens,
den Teil eines Unternehmens oder einer Beteiligung hieran über die
Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzufüh-
ren. Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Konsolidierung auch
in den Märkten, in denen die Gesellschaft Erwerbs- und Beteili-
gungsmöglichkeiten sieht, ist eine flexible Reaktionsmöglichkeit des
Vorstands erforderlich. Die Praxis zeigt, dass die Inhaber attraktiver
Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für eine Veräußerung häufig
die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien der erwerbenden
Gesellschaft verlangen. Andererseits können so die bisherigen Eigen-
tümer an das Unternehmen gebunden werden, um auch für die
Zukunft von ihrem Know-how zu profitieren. Um auch solche Unter-
nehmen erwerben zu können, muss die 3U HOLDING AG die Mög-
lichkeit haben, kurzfristig eigene Aktien als Gegenleistung zu gewäh-
ren, ohne zuvor eine Hauptversammlung abwarten zu müssen. Die
vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll der
3U HOLDING AG die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen
oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und flexibel ausnutzen
zu können. Es kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu
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einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen
Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung
eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen gegen
Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesell-
schaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreich-
bar. Zudem besteht für jeden Aktionär aufgrund der Börsennotierung
der Gesellschaft die Möglichkeit, seine Beteiligungsquote durch ent-
sprechende Zukäufe wieder zu erhöhen.

Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch
gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. Wenn sich Möglichkei-
ten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Betei-
ligungen konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er
von dem Genehmigten Kapital zum Zweck des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen
gegen Ausgabe neuer 3U Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies
nur dann tun, wenn der Unternehmens- oder Beteiligungserwerb
gegen Gewährung von 3U Aktien im wohlverstandenen Interesse der
Gesellschaft liegt. Nur wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird
auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung erteilen. Basis
für die Bewertung der Aktien der Gesellschaft einerseits und der
zu erwerbenden Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen
 andererseits wird das neutrale Unternehmenswertgutachten einer
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und/oder einer renommierten inter-
nationalen Investmentbank sein.

Schließlich soll das Bezugsrecht bei dem Genehmigten Kapital aus-
geschlossen werden können, wenn die Voraussetzungen für einen
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind.
Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird voraussicht-
lich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 % des Börsen-
preises liegen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll
die Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige  Börsen -
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situationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfest-
setzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größt-
mögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derartige
 Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit
erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine ver-
gleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre. Sie liegt
somit im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktio-
näre. Es kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhan-
denen Aktionäre. Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und
ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben indessen
die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu
erwerben.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Auf-
sichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen
aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des
zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für sach-
lich gerechtfertigt und für angemessen.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über die
Ausnutzung des genehmigten Kapitals berichten.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Das Grundkapital der Gesellschaft ist in 46.842.240 Stückaktien
eingeteilt. Davon sind 43.597.526 Aktien zum Zeitpunkt der Einbe-
rufung stimmberechtigt. 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bis spä-
testens am 21. August 2009 in Textform (§ 126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache bei der unten angegebenen Anmeldestelle
angemeldet haben.
Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts
nachzuweisen. Dazu ist ein in Textform (§ 126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache durch das depotführende Institut erstellter
Nachweis des Anteilsbesitzes bis spätestens am 21. August 2009
bei der Anmeldestelle einzureichen. Der Nachweis muss sich auf den
Beginn des 7. August 2009 (0.00 Uhr MESZ) beziehen.

Anmeldestelle:

Landesbank Hessen-Thüringen
c/o Deutsche WertpapierService Bank AG
WASHO
Einsteinring 9
85609 Aschheim-Dornach
Fax: +49 89 58800-5011
E-Mail: hauptversammlungen@dwpbank.de
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Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann in der Hauptversammlung auch durch einen
Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung
von Aktionären, ausgeübt werden.
Als besonderen Service bieten wir unseren Aktionären an, von der
Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter
bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die Aktio-
näre, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
tern eine Vollmacht erteilen möchten, benötigen hierzu eine Eintritts -
karte zur Hauptversammlung. Die Eintrittskarte dient als Formular
für die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter und die Erteilung
der Stimmweisungen. Zur Bevollmächtigung der Stimmrechtsver-
treter benötigen Sie daher auch dann eine Eintrittskarte, wenn Sie
nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen wollen. Um
den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarte sicherzustellen, sollte die
Bestellung möglichst frühzeitig bei den Depotbanken eingehen. Die
Vollmachten sind schriftlich zu erteilen. Soweit von der Gesellschaft
benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen die-
sen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts
erteilt werden. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die
Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustim-
men. Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung erhalten die
Aktionäre zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung von
ihrer Depotbank oder stehen den Aktionären unter der Internet-
adresse www.3u.net unter dem Pfad „Investor Relations/Hauptver-
sammlung 2009“ zur Verfügung.
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Fragen und Anträge von Aktionären

Aktionäre, die beabsichtigen, in der Hauptversammlung Fragen zu
stellen, werden gebeten, diese der Gesellschaft möglichst vor der
Hauptversammlung mitzuteilen, um dem Vorstand Gelegenheit zur
Vorbereitung der Antworten zu geben. Anträge der Aktionäre gegen
einen Vorschlag des Vorstands und/oder Aufsichtsrats zu einem
bestimmten Punkt der Tagesordnung gemäß § 126 Abs.1 AktG sind
ausschließlich zu richten an:

3U HOLDING AG
Neue Kassler Straße 62F
35039 Marburg
Fax: 06421 999-1998
E-Mail: hv@3u.net

Zugänglich zu machende Anträge von Aktionären werden wir unter
der Internetadresse www.3u.net veröffentlichen. Dort werden auch
etwaige Stellungnahmen der Verwaltung veröffentlicht.

Marburg, im Juli 2009

3U HOLDING AG
Der Vorstand
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